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dem „Gesetz zur Stärkung der nichtfi-
nanziellen Berichterstattung der Un-
ternehmen in ihren Lage- und Kon-
zernlageberichten“ (besser bekannt 
als CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz) 
werden zunehmend rechtlich verbind-
liche Vorschriften 
geschaffen. Das 
am 9. März 2017 
vom Deutschen 
Bundestag verab-
schiedete Gesetz 
zur CSR-Berichts-
pflicht fordert 
insbesondere bör-
sennotierte Un-
ternehmen mit 
mehr als 500 Be-
schäftigten dazu 
auf, künftig auch 
nichtfinanzielle  
Aspekte ihrer 
Tätigkeiten offenzulegen. Durch men-
schenrechtliche Risikoanalysen sollen 
Unternehmen mögliche Schwachstel-
len entlang ihrer globalen Lieferketten 
identifizieren und negativen Folgen 
in Bezug auf Menschenrechte sowie 
Arbeits- und Sozialstandards besser 
vorbeugen.

Mit einer menschenrechtlichen Ri-
sikoanalyse und darauf aufbauend 
einer Strategie zur Erfüllung der 
Menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht 
werden Unternehmen auch wach-
senden gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Anforderungen gerecht. 
NGOs und Medien üben zunehmend 

Druck aus, indem sie verstärkt über 
Menschenrechtsverletzungen entlang 
der Lieferketten berichten. Generatio-
nenübergreifend achten immer mehr 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
bei ihren Kaufentscheidungen auf 

Nachhalt igkeit 
und Transparenz. 
Gelebte Unter-
nehmensverant-
wortung kann 
darüber hinaus 
die Rekrutierung 
neuer Mitarbeiter 
sowie die lang-
fristige Bindung 
von Talenten an 
ein Unternehmen 
positiv beeinflus-
sen. Außerdem 
erleichtert sie 
den Zugang zu 

neuen Investitionen und Finanzmit-
teln, beschränkt Reputations- und 
Haftungsrisiken und begünstigt lang-
fristige und zuverlässige Lieferanten-
beziehungen.

Eine menschenrechtliche Risiko-
analyse ist für Unternehmen oft ein 
komplexer Prozess. Im aktuellen 
Knowledge-Paper „Menschenrechtli-
che Risikoanalyse“ wird erläutert, wie 
eine professionelle menschenrechtli-
che Risikoanalyse nach international 
anerkannten Standards durchgeführt 
werden sollte und welche normativen 
Grundlagen einer solchen Analyse zu-
grunde liegen. f

Von Markus Löning

Eine solide menschenrechtliche Ri-
sikoanalyse ermittelt und bewertet 
die menschenrechtlichen Auswirkun-
gen unternehmerischer Aktivitäten 
und legt damit den Grundstein zur 
Erfüllung der Menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht (human rights due 
diligence). Sie ist unerlässliche Vor-
aussetzung dafür, dass Firmen den ak-
tuellen gesetzlichen und gesellschaft-
lichen Anforderungen gerecht werden. 

Die 2011 von den Vereinten Nationen 
verabschiedeten UN-Leitprinzipien 
für Wirtschaft und Menschenrechte 
haben einen globalen Referenzrah-
men geschaffen, in dem erstmals die 
menschenrechtliche Verantwortung 
von Unternehmen definiert wird. Ziel 
ist es, ein verantwortungsbewussteres 
und nachhaltigeres Handeln von Un-
ternehmen zu fördern. Obwohl recht-
lich unverbindlich, haben die UN-Leit-
prinzipien den Druck auf Staaten und 
Unternehmen verstärkt.

Mit dem Nationalen Aktionsplan zur 
Umsetzung der UN-Leitprinzipien oder 

Ob in der Textilindustrie, im 
Rohstoffsektor oder in der 
Lebensmittelbranche – die 
Schattenseiten der globalen 
Wertschöpfungsketten – 
wie Kinderarbeit, Sklaverei 
oder Armut – erfordern 
neue Strategien der Unter-
nehmensverantwortung.

Wozu dient  
die menschen-
rechtliche  
Risikoanalyse?

Obwohl rechtlich  
unverbindlich, haben 
die UN-Leitprinzipien 
den Druck auf Staaten 

und Unternehmen  
verstärkt.
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